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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Sicherung des Straßenverkehrs 

— Drucksache IV/651 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Sicherung des Straßenverkehrs 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Sicherung des Straßenverkehrs 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Strafgesetzbuches 

Das Strafgesetzbuch wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. In § 1 Abs. 2, 3, § 27 Abs. 2 Nr. 2 und § 70 Abs. 1 
^ Nr. 5, 6 wird jeweils das Wort „einhundertfünf- 
zig" durch das Wort „fünfhundert" ersetzt. 


Artikel 1 

Änderung des Strafgesetzbuches 

Das Strafgesetzbuch wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. unverändert 


2. Als § 37 wird folgende Vorschrift eingefügt: 2. unverändert 

♦ 

„§ 37 

(1) Wird jemand wegen einer strafbaren Hand- 
lung, die er bei oder im Zusammenhang mit dem 
Führen eines Kraftfahrzeuges oder unter Verlet- 
zung der Pflichten eines Kraftfahrzeugführers 
begangen hat, zu einer Freiheitsstrafe oder einer 
Geldstrafe verurteilt, so kann ihm das Gericht 
für die Dauer von einem Monat bis zu drei Mo- 
naten verbieten, im Straßenverkehr Kraftfahr- 
zeuge jeder oder einer bestimmten Art zu füh- 
ren. 


(2) Darf der Täter nach den für den internatio- 
nalen Kraftfahrzeugverkehr geltenden Vorschrif- 
ten im Inland Kraftfahrzeuge führen, ohne daß 
ihm von einer deutschen Behörde ein Führer- 
schein erteilt worden ist, so ist das Fahrverbot 
nur zulässig, wenn die Tat gegen Verkehrsvor- 
schriften verstößt, 

(3) Das Fahrverbot wird mit der Rechtskraft 
des Urteils wirksam. Für seine Dauer wird ein 
von einer deutschen Behörde erteilter Führer- 
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schein amtlich verwahrt. In ausländischen Fahr- 
ausweisen wird das Fahrverbot vermerkt. 

(4) Ist ein Führerschein amtlich zu verwahren 
oder das Fahrverbot in einem ausländischen 
Fahrausweis zu vermerken, so wird die Verbots- 
frist erst von dem Tage an gerechnet, an dem 
dies geschieht. In die Verbotsfrist wird die Zeit 
nicht eingerechnet, in welcher der Täter auf be- 
hördliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt 
wird.“ 

3. a) § 42 m wird durch folgende Vorschriften er- 
setzt: 

„§ 42 m 

(1) Wird jemand wegen einer mit Strafe 
bedrohten Handlung, die er bei oder im Zu- 
sammenhang mit dem Führen eines Kraftfahr- 
zeuges oder unter Verletzung der Pflichten 
eines Kraftfahrzeugführers begangen hat, ver- 
urteilt oder nur deshalb nicht verurteilt, weil 
seine Zurechnungsunfähigkeit erwiesen oder 
nicht auszuschließen ist, so entzieht ihm das 
Gericht die Fahrerlaubnis, wenn sich aus der 
Tat ergibt, daß er zum Führen von Kraftfahr- 
zeugen ungeeignet ist. 

(2) Ist die mit Strafe bedrohte Handlung 
in den Fällen des Absatzes 1 ein Vergehen 

1 . der Gefährdung des Straßenverkehrs 
(§315 c), 

2. der Verkehrsflucht (§ 142), obwohl 
der Täter weiß oder wissen kann, 
daß bei dem Unfall ein Mensch ge- 
tötet oder nicht unerheblich ver- 
letzt worden oder an fremden Sa- 
chen bedeutender Schaden entstan- 
den ist, oder 

3. der Volltrunkenheit (§ 330 a), die 
sich auf eine der mit Strafe bedroh- 
ten Handlungen nach den Nummern 
1 oder 2 bezieht, 

so ist der Täter als ungeeignet zum Führen 
von Kraftfahrzeugen anzusehen, wenn nicht 
besondere Umstände diese Annahme aus- 
schließen. 

(3) Die Fahrerlaubnis erlischt mit der 
Rechtskraft des Urteils. Ein von einer deut- 
schen Behörde erteilter Führerschein wird im 
Urteil eingezogen. 

§ 42 n 

(1) Entzieht das Gericht die Fahrerlaubnis, 
so bestimmt es zugleich, daß für die Dauer 
von sechs Monaten bis zu fünf Jahren oder 
für immer keine neue Fahrerlaubnis erteilt 
werden darf (Sperre). Hat der Täter keine 
Fahrerlaubnis, so wird nur die Sperre ange- 
ordnet. 

(2) Das Gericht kann von der Sperre be- 
stimmte Arten von Kraftfahrzeugen ausneh- 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


3. a) § 42 m wird durch folgende Vorschriften er- 
^ setzt; 

„§ 42 m 
(1) unverändert 


(2) Ist die mit Strafe bedrohte Handlung 
in den Fällen des Absatzes 1 ein Vergehen 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 


so ist der Täter in der Regel als ungeeignet 
zum Führen von Kraftfahrzeugen anzusehen. 

(3) unverändert 


§ 42 n 

unverändert 
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men, wenn besondere Umstände die Annahme 
rechtfertigen, daß der Zweck der Maßregel 
dadurch nicht gefährdet wird. 

(3) Das Mindestmaß der Sperre beträgt ein 
Jahr, wenn gegen den Täter in den letzten 
drei Jahren vor der Tat bereits einmal eine 
Sperre angeordnet worden ist. 

(4) War dem Täter die Fahrerlaubnis we- 
gen der Tat vorläufig entzogen (§ 111 a der 
Strafprozeßordnung), so verkürzt sich das 
Mindestmaß der Sperre um die Zeit, in der 
die vorläufige Entziehung wirksam war. Es 
darf jedoch drei Monate nicht unterschreiten. 

(5) Die Sperre beginnt mit der Rechtskraft 
des Urteils. In die Frist wird die Zeit einer 
wegen der Tat angeordneten vorläufigen Ent- 
ziehung eingerechnet, soweit sie nach Ver- 
kündung des Urteils verstrichen ist, in dem 
die der Maßregel zugrunde liegenden tat- 
sächlichen Feststellungen letztmals geprüft 
werden konnten. 

(6) Im Sinne der Absätze 4 und 5 steht der 
vorläufigen Entziehung der Fahrerlaubnis die 
Verwahrung, Sicherstellung oder Beschlag- 
nahme des Führerscheins (§ 94 der Strafpro- 
zeßordnung) gleich. 

(7) Ergibt sich Grund zu der Annahme, daß 
der Täter zum Führen von Kraftfahrzeugen 
nicht mehr ungeeignet ist, so kann das Gericht 
die Sperre vorzeitig aufheben. Die Aufhebung 
ist frühestens zulässig, wenn die Sperre sechs 
Monate, in den Fällen des Absatzes 3 ein 
Jahr gedauert hat; Absatz 5 Satz 2 und Ab- 
satz 6 gelten entsprechend. 

§ 42 o 

(1) Darf der Täter nach den für den inter- un 

nationalen Kraftfahrzeugverkehr geltenden 

Vorschriften im Inland Kraftfahrzeuge führen, 
ohne daß ihm von einer deutschen Behörde 
ein Führerschein erteilt worden ist, so ist die 
Entziehung der Fahrerlaubnis nur zulässig, 
wenn die Tat gegen Verkehrsvorschriften 
verstößt. Die Entziehung hat in diesem Falle 
die Wirkung eines Verbots, während der 
Sperre im Inland Kraftfahrzeuge zu führen, 
soweit es dazu im innerdeutschen Verkehr 
einer Fahrerlaubnis bedarf. 

(2) In ausländischen Fahrausweisen wer- 
den die Entziehung der Fahrerlaubnis und die 
Sperre vermerkt." 

b) Der bisherige § 42 n wird §42p. b) unverändert 

4. Dem § 60 wird folgender Absatz 2 angefügt: 4. unverändert 

♦ 

„(2) Die Dauer einer vorläufigen Entziehung 
der Fahrerlaubnis (§ lila der Strafprozeßord- 
nung) kann auf das Fahrverbot nach § 37 ganz 
oder teilweise angerechnet werden. § 42 n Abs. 6 
gilt entsprechend." 


s 12. Ausschusses 


§ 42 o 

verändert 
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5. In § 94 Abs. 1 werden die Worte „gemeingefähr- 
^ liehe Handlungen (§§ 308, 311, 315, 315 a Abs. 1 

Nr. 1, §§ 316 b, 317, 321, 324)" ersetzt durch die 
Worte „gemeingefährliche Handlungen (§§ 308, 
311, 315 Abs. 1 bis 3, § 315 b Abs. 1 bis 3, 
§§ 316 b, 317, 321, 324)". 

6. Die §§ 315 bis 316 werden durch folgende Vor- 
schriften ersetzt: 

„§ 315 

(1) Wer die Sicherheit des Schienenbahn-, 
Schwebebahn-, Schiffs- oder Luftverkehrs da- 
durch beeinträchtigt, daß er 

1. Anlagen oder Beförderungsmittel zer- 
stört, beschädigt oder beseitigt, 

2. Hindernisse bereitet, 

3. falsche Zeichen oder Signale gibt oder 

4. einen ähnlichen, ebenso gefährlichen 
Eingriff vornimmt 

und dadurch Leib oder Leben eines anderen oder 
fremde Sachen von bedeutendem Wert gefährdet, 
wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten 
bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Handelt der Täter 

1. in der Absicht, einen Unglücksfall her- 
beizuführen, 

2. in der Absicht, eine andere Straftat zu 
ermöglichen oder zu verdecken, 

3. in der Absicht, in der Bevölkerung 
Angst oder Schrecken zu erregen, oder 

4. als Mitglied oder im Auftrag einer 
Gruppe, der solche Taten als Mittel für 
ihre Zwecke dienen, 

so ist die Strafe Zuchthaus, in minder schweren 
Fällen Gefängnis nicht unter sechs Monaten. 

(4) Wer in den Fällen des Absatzes 1 die Ge- 
fahr fahrlässig verursacht, wird mit Gefängnis be- 
straft. 

(5) Wer in den Fällen des Absatzes 1 fahr- 
lässig handelt und die Gefahr fahrlässig verur- 
sacht, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

(6) Das Gericht kann bis zum gesetzlichen 
Mindestmaß der in den Absätzen 1 bis 4 ange- 
drohten Strafe herabgehen, auf eine mildere 
Strafart erkennen oder von einer Bestrafung 
nach diesen Vorschriften absehen, wenn der Tä- 
ter freiwillig die Gefahr abwendet, bevor ein 
erheblicher Schaden entsteht. Unter derselben 
Voraussetzung wird der Täter nicht nach Ab- 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

4a. § 67 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(3) Die Strafverfolgung von Übertretungen 
verjährt in sechs Monaten." 

5. unverändert 


6. Die §§ 315 bis 316 werden durch folgende Vor- 
^ Schriften ersetzt: 

.§ 315 

( 1 ) unverändert 


(2) u n V e r ä n d e r t 

(3) Handelt der Täter in der Absicht, 

1. einen Unglücksfall herbeizuführen oder 

2. eine andere Straftat zu ermöglichen 
oder zu verdecken, 

Nummer 3 entfällt 

Nummer 4 entfällt 


so ist die Strafe Zuchthaus, in minder schweren 
Fällen Gefängnis nicht unter sechs Monaten. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 
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Satz 5 bestraft. Wird ohne Zutun des Täters die 
Gefahr abgewendet, so genügt sein freiwilliges 
und ernsthaftes Bemühen, dieses Ziel zu errei- 
chen. 

§ 315 a 

(1) Mit Gefängnis wird bestraft, wer 

1. ein Schienenbahn- oder Schwebebahn- 
fahrzeug, ein Schiff oder ein Luftfahr- 
zeug führt, obwohl er infolge des Ge- 
nusses alkoholischer Getränke oder 
anderer berauschender Mittel oder in- 
folge geistiger oder körperlicher Män- 
gel nicht in der Lage ist, das Fahrzeug 
sicher zu führen, oder 

2. als Führer eines solchen Fahrzeuges 
oder als sonst für die Sicherheit Ver- 
antwortlicher durch grob pflichtwidri- 
ges Verhalten gegen Rechtsvorschriften 
zur Sicherung des Schienenbahn-, 
Schwebebahn-, Schiffs- oder Luftver- 
kehrs verstößt 

und dadurch Leib oder Leben eines anderen oder 
fremde Sachen von bedeutendem Wert gefähr- 
det. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 ist der 
Versuch strafbar. 

(3) Wer die Tat fahrlässig begeht, wird mit 
Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit Geld- 
strafe bestraft. 


§ 315 b 

(1) Wer die Sicherheit des Straßenverkehrs 
dadurch beeinträchtigt, daß er 

1. Anlagen oder Fahrzeuge zerstört, be- 
schädigt oder beseitigt, 

2. Hindernisse bereitet oder 

3. einen ähnlichen, ebenso gefährlichen 
Eingriff vornimmt, 

und dadurch Leib oder Leben eines anderen oder 
fremde Sachen von bedeutendem Wert gefähr- 
det, wird mit Gefängnis bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Handelt der Täter unter den Vorausset- 
zungen des § 315 Abs. 3, so ist die Strafe Zucht- 
haus bis zu zehn Jahren, in minder schweren 
Fällen Gefängnis nicht unter sechs Monaten. 

(4) Wer in den Fällen des Absatzes 1 die Ge- 
fahr fahrlässig verursacht, wird mit Gefängnis 
bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(5) Wer in den Fällen des Absatzes 1 fahr- 
lässig handelt und die Gefahr fahrlässig verur- 
sacht, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

(6) § 315 Abs. 6 gilt entsprechend. 


Beschlüsse des 12, Ausschusses 


§ 315 a 

(1) unverändert 


(2) unverändert 

(3) Wer in den Fällen des Absatzes 1 

1. die Gefahr fahrlässig verursacht oder 

2. fahrlässig handelt und die Gefahr fahr- 
lässig verursacht, 

wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

§ 315 b 

unverändert 
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§ 315 c 

(1) Wer im Straßenverkehr 

1. ein Fahrzeug führt, obwohl er infolge 
des Genusses alkoholischer Getränke 
oder anderer berauschender Mittel oder 
infolge geistiger oder körperlicher Män- 
gel nicht in der Lage ist, das Fahrzeug 
sicher zu führen, oder 

2. grob verkehrswidrig und rücksichtslos 

a) die Vorfahrt nicht beachtet, 

b) falsch überholt oder sonst bei Über- 
holvorgängen falsch fährt, 

c) an Fußgängerüberwegen falsch fährt, 

d) an unübersichtlichen Stellen, an Stra- 
ßenkreuzungen, Straßeneinmündun- 
gen oder Bahnübergängen zu schnell 
fährt, 

e) an unübersichtlichen Stellen nicht 
die rechte Seite der Fahrbahn ein- 
hält, 

f) auf Autobahnen wendet oder dies 
versucht oder 

g) haltende oder liegengebliebene 
Fahrzeuge nicht auf ausreichende 
Entfernung kenntlich macht 


und dadurch Leib oder Leben eines anderen oder 
fremde Sachen von bedeutendem Wert gefährdet, 
wird mit Gefängnis bestraft. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 ist der 
Versuch strafbar. 

(3) Wer die Tat fahrlässig begeht, wird mit 
Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. 


siehe § 3 1 6 


§ 316 

Soweit Schienenbahnen am Straßenverkehr 
teilnehmen, sind nur die Vorschriften zum Schutz 
des Straßenverkehrs (§§ 315 b, 315 c) anzuwen- 
den." 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
§ 315c 

(1) Wer im Straßenverkehr 

1. ein Fahrzeug führt, obwohl er 

a) infolge des Genusses alkoholischer 
Getränke oder anderer berauschen- 
der Mittel oder 

b) infolge geistiger oder körperlicher 
Mängel 

nicht in der Lage ist, das Fahrzeug 
sicher zu führen, oder 

2. grob verkehrswidrig und rücksichtslos 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 


e) unverändert 


f) unverändert 

g) haltende oder liegengebliebene 
Fahrzeuge nicht auf ausreichende 
Entfernung kenntlich macht, obwohl 
das zur Sicherung des Verkehrs er- 
forderlich ist, 

und dadurch Leib oder Leben eines anderen oder 
fremde Sachen von bedeutendem Wert gefährdet, 
wird mit Gefängnis bestraft. 

(2) unverändert 

(3) Wer in den Fällen des Absatzes 1 

1. die Gefahr fahrlässig verursacht oder 

2. fahrlässig handelt und die Gefahr fahr- 
lässig verursacht, 

wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

§ 315 d 

Soweit Schienenbahnen am Straßenverkehr 
teilnehmen, sind nur die Vorschriften zum Schutz 
des Straßenverkehrs (§§ 315 b, 315 c) anzuwen- 
den. 

siehe §315d 


§ 316 

(1) Wer im Verkehr (§§ 315 bis 315 d) ein 
Fahrzeug führt, obwohl er infolge des Genusses 
alkoholischer Getränke oder anderer berauschen- 
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Artikel 2 

Änderung der Strafprozeßordnung 

Die Strafprozeßordnung wird wie folgt geändert 
und ergänzt; 

1. § 111 a erhält folgende Fassung; 

♦ 

„§ 111 a 

(1) Sind dringende Gründe für die Annahme 
vorhanden, daß die Fahrerlaubnis entzogen 
werden wird (§ 42 m des Strafgesetzbuches), so 
kann der Richter dem Beschuldigten durch Be- 
schluß die Fahrerlaubnis vorläufig entziehen. 

(2) Die vorläufige Entziehung der Fahr- 

erlaubnis ist aufzuheben, wenn ihr Grund weg- 
gefallen ist oder wenn das Gericht im Urteil die 
Fahrerlaubnis nicht entzieht. 

(3) Die vorläufige Entziehung der Fahr- 

erlaubnis wirkt zugleich als Anordnung oder 
Bestätigung der Beschlagnahme des von einer 
deutschen Behörde erteilten Führerscheins. 

(4) Ist ein Führerschein beschlagnahmt, weil 
er nach § 42 m Abs. 3 Satz 2 des Strafgesetz- 
buches eingezogen werden kann, und bedarf es 
einer richterlichen Entscheidung über die Be- 
schlagnahme, so tritt an deren Stelle die Ent- 
scheidung über die vorläufige Entziehung der 
Fahrerlaubnis. 

(5) Ein Führerschein, der in Verwahrung ge- 
nommen, sichergestellt oder beschlagnahmt ist, 
weil er nach § 42 m Abs. 3 Satz 2 des Straf- 
gesetzbuches eingezogen werden kann, ist dem 
Beschuldigten zurückzugeben, wenn der Richter 
die vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis 
wegen Fehlens der in Absatz 1 bezeidineten 
Voraussetzungen ablehnt, wenn er sie aufhebt 
oder wenn das Gericht im Urteil die Fahrerlaub- 
nis nicht entzieht. Wird jedoch im Urteil 
ein Fahrverbot nach § 37 des Strafgesetzbuches 
verhängt, so kann die Rückgabe des Führer- 
scheins aufgeschoben werden, wenn der Be- 
schuldigte nicht widerspricht. 

(6) In ausländischen Fahrausweisen ist die 
vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis zu 
vermerken. Zu diesem Zweck kann der Fahr- 
ausweis beschlagnahmt werden." 


Beschlüsse des 12. A u s s c h u s s e s 

der Mittel nicht in der Lage ist, das Fahrzeug 
sicher zu führen, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat 
nicht in § 315 a oder § 315 c mit Strafe bedroht 
ist. 

(2) Nach Absatz 1 wird auch bestraft, wer die 
Tat fahrlässig begeht." 


Artikel 2 

Änderung der Strafprozeßordnung 

Die Strafprozeßordnung wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. unverändert 
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2. § 232 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 2. unverändert 

♦ 

„Die Hauptverhandlung kann ohne den Ange- 
klagten durdigeführt werden, wenn er ordnungs- 
gemäß geladen und in der Ladung darauf hin- 
gewiesen worden ist, daß in seiner Abwesen- 
heit verhandelt werden kann, und wenn nur 
Haft, Geldstrafe, Fahrverbot, Einziehung, Ver- 
nichtung oder Unbrauchbarmachung, allein oder 
nebeneinander, zu erwarten ist." 


3, § 233 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 3. unverändert 

♦ 

„Der Angeklagte kann auf seinen Antrag von 
der Verpflichtung zum Erscheinen in der Haupt- 
verhandlung entbunden werden, wenn nur Frei- 
heitsstrafe bis zu sechs Monaten, Geldstrafe, 

Fahrverbot, Einziehung, Vernichtung oder Un- 
brauchbarmachung, allein oder nebeneinander, 
zu erwarten ist." 


4. Als § 245 a wird folgende Vorschrift eingefügt: Nummer 4 entfällt 

.§ 245 a 

Soweit die Verhandlung nur Übertretungen 
betrifft, bestimmt das Gericht unbeschadet des 
§ 244 Abs. 2 den Umfang der Beweisaufnahme." 

4a. Dem § 267 Abs. 6 wird folgender Satz 2 ange- 
♦ fügt: 

„Ist die Fahrerlaubnis nicht entzogen oder eine 
Sperre nach § 42 n Abs. 1 Satz 2 des Strafgesetz- 
buches nicht angeordnet worden, obwohl dies 
nach der Art der strafbaren Handlung in Be- 
tracht kam, so müssen die Urteilsgründe stets 
ergeben, weshalb die Maßregel nicht angeordnet 
worden ist." 


5. § 334 erhält folgende Fassung: Nummer 5 entfällt 

„§ 334 

Ein Urteil des Amtsrichters, das ausschließ- 
lich Übertretungen zum Gegenstand hat und in 
dem der Angeklagte entweder freigesprochen 
oder ausschließlich zu Geldstrafe verurteilt wor- 
den ist (§ 313), kann mit Revision nur ange foch- 
ten werden, wenn 

1. die Ersatzfreiheitsstrafe, die im Falle der 
Uneinbringlichkeit an die Stelle der er- 
kannten Geldstrafe tritt, eine Woche über- 
steigt, 

2. das Urteil eine Übertretung nach § 361 des 
Strafgesetzbuches zum Gegenstand hat 
oder 

3. die Revision zugelassen wird (§ 334 a)." 
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6. Als § 334 a wird folgende Vorschrift eingefügt: Nummer 6 entfällt 

„§ 334 a 

(1) Das Revisionsgericht läßt die Revision 
nach § 334 Nr. 3 auf Antrag zu, wenn es gebo~ 
ten ist, die Nachprüfung des Urteils zur Fort- 
bildung des Rechts oder zur Sicherung einer 
einheitlichen Rechtsprechung zu ermöglichen, 

(1) Für den Zulassungsantrag gelten die Vor- 
schriften über die Einlegung der Revision ent- 
sprechend. Der Antrag gilt als vorsorglich ein- 
gelegte Revision. Er ist nur zulässig, wenn die 
Vorschriften über die Anbringung der Revi- 
sionsanträge beachtet sind. Bei der Begründung 
der Revisionsanträge soll der Antragsteller zu- 
gleich angeben, aus welchen Gründen die in 
Absatz 1 bezeichneten Voraussetzungen vorlie- 
gen. § 35 a ist entsprechend anzuwenden. 

(3) Das Revisionsgericht entscheidet über den 
Antrag durch Beschluß. Die §§ 346 bis 348 sind 
entsprechend anzuwenden. Wird der Antrag 
verworfen, so gilt die Revision als zurückge- 
nommen." 


7. § 407 wird wie folgt geändert: 7. unverändert 

♦ 

a) Die Absätze 2 und 3 werden durch folgenden 
Absatz ersetzt: 

„(2) Durch Strafbefehl dürfen nur die 
folgenden Strafen, Nebenfolgen und Maß- 
regeln der Sicherung und Besserung, allein 
oder nebeneinander, festgesetzt werden: 

1. Freiheitsstrafe bis zu drei Mona- 
ten, Geldstrafe, Fahrverbot, Ein- 
ziehung, Vernichtung, Unbrauch- 
barmachung, Verfallerklärung, Be- 
kanntmachung der Entscheidung 
und Befugnis zur Beseitigung eines 
gesetzwidrigen Zustandes sowie 

2. Entziehung der Fahrerlaubnis, bei 
der die Sperre nicht mehr als ein 
Jahr beträgt." 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3. 


7a. § 409 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(3) Die Vorschriften des § 267 Abs. 6 Satz 2, 
der §§ 297 bis 300 und 302 gelten entsprechend." 


8. § 413 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 8, unverändert 

♦ 

„(2) Der Amtsrichter setzt durch Strafver- 
fügung ohne Hauptverhandlung Haft, Geld- 
strafe, Fahrverbot, Einziehung, Vernichtung, 

Unbrauchbarmachung oder Befugnis zur Beseiti- 
gung eines gesetzwidrigen Zustandes, allein 
oder nebeneinander, fest. An den Vorschlag der 
Polizeibehörde ist er nicht gebunden. Einer Mit- 
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Entwurf Beschlüssedesl2. Aus 

Wirkung der Staatsanwaltschaft bedarf es 
nicht.“ 

9. Dem § 450 wird folgender Absatz 3 angefügt; 9. unverändert 

♦ 

„(3) Hat nach dem Urteil eine Verwahrung, 

Sicherstellung oder Beschlagnahme des Führer- 
scheins auf Grund des § lila Abs, 5 Satz 2 
fortgedauert, so ist diese Zeit unverkürzt auf 
das Fahrverbot (§ 37 des Strafgesetzbuches) an- 
zurechnen." 

10. In § 463 a Abs. 3 werden die Worte „§ 42 m 10 . u n v e r ä n d e r l 

^ Abs. 4 des Strafgesetzbuchs" ersetzt durch die 
Worte „§ 42 n Abs. 7 des Strafgesetzbuches". 


11. Als § 463 b wird folgende Vorschrift eingefügt: 11. unverändert 

♦ 

.§ 463 b 

(1) Ist ein Führerschein nach § 37 Abs. 3 
Satz 2 des Strafgesetzbuches amtlich zu verwah- 
ren und wird er nicht freiwillig herausgegeben, 
so ist er zu beschlagnahmen. 

(2) Ausländische Fahrausweise können zur 
Eintragung eines Vermerks über das Fahrver- 
bot oder über die Entziehung der Fahrerlaubnis 
und die Sperre (§ 37 Abs. 3 Satz 3, § 42 o Abs. 2 
des Strafgesetzbuches) beschlagnahmt werden." 


Artikel 3 
unverändert 

Das Jugendgerichtsgesetz wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. In § 39 Abs. 1 werden die Worte „Zuchtmittel 
oder nach diesem Gesetz zulässige Nebenstrafen 
und Nebenfolgen" ersetzt durch die Worte 
„Zuchtmittel, nach diesem Gesetz zulässige 
Nebenstrafen und Nebenfolgen oder die Entzie- 
hung der Fahrerlaubnis". 


Artikel 3 

Änderung des Jugendgerichtsgesetzes 


2. § 75 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Bei Übertretungen kann der Jugendrichter durch 
richterliche Verfügung eine Arbeits- oder eine 
Geldauflage anordnen, auf ein Fahrverbot er- 
kennen oder die Einziehung oder eine Verwar- 
nung aussprechen," 

3. § 76 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Staatsanwalt kann bei dem Jugendrichter 
schriftlich oder mündlich beantragen, im verein- 
fachten Jugendverfahren zu entscheiden, wenn 
zu erwarten ist, daß der Jugendrichter aus- 
schließlich Weisungen erteilen, die Erziehungs- 
beistandschaft anordnen, Zuchtmittel verhän- 
gen oder auf ein Fahrverbot erkennen wird." 


c h u s s e s 
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Artikel 4 

Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 

Das Straßenverkehrsgesetz wird wie folgt geän- 
dert und ergänzt: 

1. § 4 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Dies gilt nicht, wenn die Fahrerlaubnis auf 
Grund von Rechtsverordnungen oder allgemei- 
nen Verwaltungsvorschriften gemäß § 6 Abs. 1 
von einer Dienststelle der Bundeswehr, der Deut- 
schen Bundesbahn, der Deutschen Bundespost, 
des Bundesgrenzschutzes oder der Polizei zu 
dienstlichen Zwecken erteilt worden ist oder 
wenn es sich um eine Fahrerlaubnis zur Fahr- 
gastbeförderung handelt." 


2. § 24 erhält folgende Fassung: 

.§ 24 

(1) Mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. ein Kraftfahrzeug führt, obwohl er die 
dazu erforderliche Fahrerlaubnis nicht 
hat oder ihm das Führen des Fahrzeu- 
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Beschlüsse des 12. Ausschusses 
Artikel 4 

Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 

Das Straßenverkehrsgesetz wird wie folgt geän- 
dert und ergänzt: 

1 . u n e r d n d e r t 


la. § 4 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

❖ 

„Der Strafbefehl, die Strafverfügung, die jugend- 
richterliche Verfügung und die gerichtliche Ent- 
scheidung, durch welche die Eröffnung des Haupt- 
verfahrens abgelehnt wird, stehen einem Urteil 
gleich." 

l b. a) § 6 Abs. 1 erhält folgende Nummer 4: 

♦ 

„4. die Beschaffenheit, Ausrüstung und Prü- 
fung der Fahrzeuge und Beförderungs- 
behälter, über Verkehrsbeschränkungen 
und über das Verhalten im Straßenver- 
kehr, das Verhalten nach einem Ver- 
kehrsunfall oder einem anderen Schadens- 
fall, um bei der Beförderung wasserge- 
fährdender Stoffe im Straßenverkehr Ge- 
wässer im Interesse der öffentlichen 
Wasserversorgung oder Heilquellen vor 
nachteiligen Einwirkungen zu schützen." 

b) Die bisherigen Nummern 4 und 5 werden 
Nummern 5 und 6. 


Ic. Dem § 21 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

♦ 

„(2) Ebenso wird bestraft, wer den Anord- 
nungen zuwiderhandelt, die auf Grund des § 6 
Abs. 1 Nr. 4 erlassen worden sind, um Gewässer 
im Interesse der öffentlichen Wasserversorgung 
oder Heilquellen vor nachteiligen Einwirkungen 
zu schützen." 

2, § 24 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 24 

( 1 ) unverändert 
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C n 1 w u r t 

ges nach § 37 des Strafgesetzbuches 
verboten ist, oder 

2. als Halter eines Kraftfahrzeuges an- 
ordnet oder zuläßt, daß jemand das 
Fahrzeug führt, der die dazu erforder- 
liche Fahrerlaubnis nicht hat oder dem 
das Führen des Fahrzeuges nach § 37 
des Strafgesetzbuches verboten ist. 

(2) Mit Gefängnis bis zu drei Monaten, mit 
Haft oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. eine Tat nach Absatz 1 fahrlässig be- 
geht, 

2. vorsätzlich oder fahrlässig ein Kraft- 
fahrzeug führt, obwohl der vorgeschrie- 
bene Führerschein nach § 94 der Straf- 
prozeßordnung in Verwahrung genom- 
men, sichergestellt oder beschlagnahmt 
ist, oder 

3. vorsätzlich oder fahrlässig als Halter 
eines Kraftfahrzeuges anordnet oder 
zuläßt, daß jemand das Fahrzeug führt, 
obwohl der vorgeschriebene Führer- 
schein nach § 94 der Strafprozeßord- 
nung in Verwahrung genommen, 
sichergestellt oder beschlagnahmt ist. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 kann das 
Kraftfahrzeug, auf das sich die Tat bezieht, ein- 
gezogen werden, wenn es dem Täter oder Teil- 
nehmer zur Zeit der Entscheidung gehört. § 42 
des Strafgesetzbuches gilt entsprechend." 


Artikel 5 

Änderung von Vorschriften des 
Pflichtversicherungsrechts 

1. In Artikel I des Gesetzes über die Einführung 
der Pflichtversicherung für Kraftfahrzeughalter 
und zur Änderung des Gesetzes über den Ver- 
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(2) unverändert 


(3) In den Fällen des Absatzes 1 kann das 
Kraftfahrzeug, auf das sich die Tat bezieht, ein- 
gozogen werden, wenn der Täter 

1. das Fahrzeug geführt hat, obwohl ihm 
die Fahrerlaubnis entzogen oder das 
Führen des Fahrzeuges nach § 37 des 
Strafgesetzbuches verboten war oder 
obwohl eine Sperre nach § 42 n Abs. 1 
Satz 2 des Strafgesetzbuches gegen ihn 
angeordnet war, 

2. als Halter des Fahrzeuges angeordnet 
oder zugelassen hat, daß jemand das 
Fahrzeug führte, dem die Fahrerlaubnis 
entzogen oder das Führen des Fahr- 
zeuges nach § 37 des Strafgesetzbuches 
verboten war oder gegen den eine 
Sperre nach § 42 n Abs. 1 Satz 2 des 
Strafgesetzbuches angeordnet war, oder 

3. in den letzten drei Jahren vor der Tat 
schon einmal wegen einer Tat nach 
Absatz 1 verurteilt worden ist. 

Die Einziehung ist nur zulässig, wenn das 
Kraftfahrzeug dem Täter oder Teilnehmer zur 
Zeit der Entscheidung gehört. § 42 des Straf- 
gesetzbuches gilt entsprechend." 


Artikel 5 

Änderung von Vorschriften des 
Pflichtversicherungsrechts 

1. In Artikel I des Gesetzes über die Einführung 
^ der Pflichtversicherung für Kraftfahrzeughalter 
und zur Änderung des Gesetzes über den Ver- 
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kehr mit Kraftfahrzeugen sowie des Gesetzes 
über den Versicherungsvertrag vom 7. Novem- 
ber 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2223) in der Fas- 
sung des Gesetzes über Maßnahmen auf dem Ge- 
biete des Verkehrsrechts und Verkehrshaft- 
pflichtrechts vom 16. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. T 
S. 710) erhält § 5 folgende Fassung: 

„§ 5 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig ein Fahr- 
zeug auf öffentlichen Wegen oder Plätzen ge- 
braucht oder einen solchen Gebrauch gestattet, 
obwohl für das Fahrzeug der nach § 1 erforder- 
liche Haftpflichtversicherungsvertrag nicht oder 
nicht mehr besteht, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. 

(2) Das Fahrzeug, auf das sich die Tat bezieht, 
kann eingezogen werden, wenn es dem Täter 
oder Teilnehmer zur Zeit der Entscheidung ge- 
hört. § 42 des Strafgesetzbuches gilt entspre- 
chend." 

2. Das Gesetz über die Haftpflichtversicherung für 
ausländische Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeug- 
anhänger vom 24. Juli 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 667) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Dem § 1 Abs. 2 wird folgender Satz 3 an- 
gefügt: 

„§ 8 a bleibt unberührt." 

b) In § 1 Abs. 4 Satz 1 wird vor dem Wort „Ver- 
sicherungsbescheinigung" das Wort „erfor- 
derliche" eingefügt. 

c) Als § 8 a wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 8 a 

Wegfall des Erfordernisses der 
Versicherungsbescheinigung 

(1) Hat für die Fahrzeuge, die bei der Ein- 
reise ein amtliches Kennzeichen eines be- 
stimmten ausländischen Gebietes führen, ein 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes zum Ge- 
schäftsbetrieb befugter Versicherer oder ein 
Verband solcher Versicherer die Pflichten 
eines Haftpflichtversicherers nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes übernommen, so 
kann der Bundesminister für Verkehr durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates nach Anhörung der obersten 
Landesbehörden bestimmen, daß für die ein 
amtliches Kennzeichen dieses Gebietes füh- 
renden Fahrzeuge die Ausstellung einer Ver- 
sicherungsbescheinigung nicht erforderlich ist. 

(2) Ist nach Absatz 1 die Ausstellung einer 
Versicherungsbescheinigung nicht erforder- 
lich, so wirkt abweichend von § 6 Abs. 2 ein 
Umstand, der das Nichtbestehen oder die Be- 
endigung der nach Absatz 1 übernommenen 
Verpflichtungen zur Folge hat, in Ansehung 
von Dritten nicht, wenn sich das Fahrzeug im 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

kehr mit Kraftfahrzeugen sowie des Gesetzes 
über den Versicherungsvertrag vom 7. Novem- 
ber 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2223) in der Fas- 
sung des Gesetzes über Maßnahmen auf dem Ge- 
biete des Verkehrsrechts und Verkehrshaft- 
pflichtrechts vom 16. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 710) erhält § 5 folgende Fassung: 

»§ 5 

(1) unverändert 


(2) Ist die Tat vorsätzlich begangen worden, 

so kann das Fahrzeug eingezogen werden, wenn 
es dem Täter oder Teilnehmer zur Zeit der Ent- 
scheidung gehört. § 42 des Strafgesetzbuches gilt 
entsprechend." 

2. Das Gesetz über die Haftpflichtversicherung für 
^ ausländische Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeug- 
anhänger vom 24. Juli 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 667) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) unverändert 

b) unverändert 


c) unverändert 
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Zeitpunkt des Schadensereignisses mit dem 
bei der Einreise geführten Kennzeichen im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes befunden 
hat." 

d) § 9 Abs. 1 erhält folgende Fassung; 

„(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ein Fahrzeug 
auf öffentlichen Wegen oder Plätzen ge- 
braucht oder einen solchen Gebrauch gestat- 
tet, obwohl für das Fahrzeug das nach § 1 
erforderliche Versicherungsverhältnis nicht 
oder nicht mehr besteht und die Pflichten 
eines Haftpflichtversicherers auch nicht nach 
§ 2 Abs. 1 Buchstabe b oder § 8 a Abs. 1 von 
einem im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
zum Geschäftsbetrieb befugten Versicherer 
oder einem Verband solcher Versicherer 
übernommen worden sind, wird mit Gefäng- 
nis bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder 
mit einer dieser Strafen bestraft." 

e) Als § 9 Abs. 3 wird folgende Vorschrift an- 
gefügt: 

„(3) In den Fällen des Absatzes 1 kann 
das Fahrzeug, auf das sich die Tat bezieht, 
eingezogen werden, wenn es dem Täter oder 
Teilnehmer zur Zeit der Entscheidung gehört. 
§ 42 des Strafgesetzbuches gilt entsprechend." 

Artikel 6 

Änderung des Luftverkehrsgesetzes 

§ 59 des Luftverkehrsgesetzes in der Fassung vom 
10. Januar 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 9), geändert 
durch Gesetz vom 8. Februar 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 69), erhält folgende Fassung: 

«§ 59 

(1) Wer als Führer eines Luftfahrzeuges oder als 
sonst für die Sicherheit Verantwortlicher durch grob 
pflichtwidriges Verhalten gegen eine im Rahmen 
der Luftaufsicht erlassene Verfügung (§ 29) ver- 
stößt und dadurch Leib oder Leben eines anderen 
oder fremde Sachen von bedeutendem Wert gefähr- 
det, wird mit Gefängnis bestraft. 

(2) Wer die Tat fahrlässig begeht, wird mit Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft." 

Artikel 7 

Übertretungen 

(1) Wo im Bundesrecht wegen einer Übertretung 
Geldstrafe angedroht ist, tritt an die Stelle des bis- 
herigen Höchstmaßes dieser Geldstrafe das Höchst- 
maß von fünfhundert Deutsche Mark. 

(2) § 19 des Gesetzes über das gerichtliche Ver- 
fahren in Binnenschiffahrts- und Rheinschiffahrts- 
sachen vom 27. September 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 641) bleibt unberührt. 
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d) unverändert 


e) Als § 9 Abs. 3 wird folgende Vorschrift ange- 
fügt: 

„(3) Ist in den Fällen des Absatzes 1 die 
Tat vorsätzlich begangen worden, so kann 
das Fahrzeug eingezogen werden, wenn es 
dem Täter oder Teilnehmer zur Zeit der Ent- 
scheidung gehört. § 42 des Strafgesetzbuches 
gilt entsprechend." 

Artikel 6 
unverändert 


Artikel 7 

Änderung von Strafdrohungen 

(1) Wo im Bundesrecht wegen einer Übertretung 
Geldstrafe angedroht ist, tritt an die Stelle des bis- 
herigen Flöchstmaßes dieser Geldstrafe das Höchst- 
maß von fünfhundert Deutsche Mark. § 19 des Ge- 
setzes über das gerichtliche Verfahren in Binnen- 
schiffahrts- und Rheinschiffahrtssachen vom 27. Sep- 
tember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 641) bleibt unbe- 
rührt. 
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Artikel 8 

Übergangsvorschriften 

(1) Hat das Gericht die Fahrerlaubnis nach den 
bisher geltenden Vorschriften rechtskräftig ent- 
zogen, so ist § 42 n Abs. 5, Abs. 6 und Abs. 7 Satz l 
des Strafgesetzbuches in der Fassung des Artikels 1 
entsprechend anzuwenden. Unter den Voraussetzun- 
gen des § 42 n Abs. 2 des Strafgesetzbuches in der 
Fassung des Artikels 1 kann das Gericht nachträg- 
lich durch Beschluß gestatten, daß dem Täter für 
bestimmte Arten von Kraftfahrzeugen vor Ablauf 
der Sperrfrist eine neue Fahrerlaubnis erteilt wird; 
§ 462 der Strafprozeßordnung gilt entsprechend. 

(2) Die §§ 334 und 334 a der Strafprozeßordnung 
in der Fassung des Artikels 2 gelten nur für Urteile, 
die nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erlassen 
werden. 


Artikel 9 

Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 


Artikel 10 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

(2) In § 31 Abs. 1 des Heimarbeitsgesetzes vom 
14. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 191) werden die 
Eingangsworte „Mit Geldstrafe bis zu fünfhundert 
Deutsche Mark" ersetzt durch die Worte „Mit Geld- 
strafe bis zu eintausend Deutsche Mark". 

Artikel 8 

Übergangsvorschriften 

(1) unverändert 


Absatz 2 entfällt 


Artikel 9 
unverändert 


Artikel 10 
unverändert 


16 



